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 Zur Tagesordnung 

Die Tagesordnung wird um eine Aktuelle Viertelstunde erwei-
tert.  
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1 Aktuelle Viertelstunde 

Thema:  NSU-Anschlag in der Kölner Keupstraße am 9. Juni 2004 unter
   Polizeizeugen? (TOP beantragt von der Fraktion der CDU; siehe  
   Anlage) 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Zur Stellungnahme erhält zunächst Herr Reichel-
Offermann das Wort; im Anschluss erfolgt die Aussprache. 

MR Uwe Reichel-Offermann (MIK) berichtet: 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Am 9. Juni 
2004 verübten die Mitglieder des sogenannten Nationalsozialistischen Unter-
grunds in der Keupstraße in Köln-Mülheim einen Nagelbombenanschlag und ver-
letzten 22 überwiegend türkische Bürgerinnen und Bürger zum Teil schwer. 

Die ersten Polizeibeamten am Tatort waren ein Polizeikommissar und ein Polizei-
obermeister des Polizeipräsidiums Köln. Der Polizeikommissar war Diensthunde-
führer und wurde an diesem Tag wegen Erkrankung eines anderen Diensthunde-
führers von einem Wachdienstbeamten begleitet, der kein Diensthundeführer war.  

Die Beamten waren an diesem Tag als sogenannte Präsenzstreife eingesetzt. 
Ausweislich des Streifenbelegs bestreiften sie ab 15 Uhr den Stadtteil Köln-
Mülheim. Zum Zeitpunkt der Explosion befanden sich diese Kräfte in der Schan-
zenstraße – einem Brennpunkt der Betäubungsmittelkriminalität – in Höhe der 
Diskothek E-Werk. Die Schanzenstraße mündet unmittelbar in die Keupstraße.  

Sofort nach der Explosion begaben sich diese Beamten zu Fuß in die Keupstraße, 
leisteten erste Hilfe und trafen weitere erste polizeiliche Sofortmaßnahmen wie 
das Absperren des Tatortes und das Anfordern von Verstärkungs- und Rettungs-
kräften. Das Einsatzfahrzeug sowie die Diensthunde verblieben in der Schanzen-
straße.  

Im weiteren Einsatzverlauf wurde der Polizeikommissar als Verbindungsbeamter 
zur Feuerwehr eingesetzt. Ob die Beamten an diesem Tag Uniform oder Zivilklei-
dung trugen, lässt sich mit abschließender Gewissheit nicht mehr feststellen. Bei 
dem von ihnen genutzten Dienstkraftfahrzeug handelte es sich um einen Zivilwa-
gen.  

Ein von den Beamten noch am 9. Juni 2004 gefertigter Bericht ist Bestandteil der 
Ermittlungsakten und wurde der Generalbundesanwaltschaft und allen Ermitt-
lungsakten über die Staatsanwaltschaft Köln zugeleitet. Ein Aktendoppel übergab 
das Polizeipräsidium Köln im Dezember 2011 im Zuge der Verfahrensübernahme 
durch den Generalbundesanwalt an das Bundeskriminalamt.  

Die Tatsache, dass die beiden Polizeibeamten sehr schnell nach dem Anschlag in 
der Keupstraße eingetroffen sind, ist insoweit keine neue Nachricht, sondern den 
Ermittlungsbehörden von Anfang an bekannt.  
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Am 8. November 2012 sendete der WDR in der „Aktuellen Stunde“ einen Beitrag, 
in dem der ehemalige Vorsitzende der Interessengemeinschaft Keupstraße schil-
dert, dass er kurz nach der Explosion in der Keupstraße zwei Männer in ziviler 
Kleidung gesehen habe, die Schusswaffen trugen.  

Das Polizeipräsidium Köln informierte hierüber am 14. November 2012 das Bun-
deskriminalamt und regte zugleich die Vernehmung des Herrn Demir an. Im Auf-
trag des Bundeskriminalamtes vernahmen Beamte des Polizeipräsidiums Köln 
Herrn Demir dann am 28. November 2012 als Zeugen.  

Nach einer Bewertung des Polizeipräsidiums Köln dürfte es sich bei den durch 
diesen Zeugen beobachteten Personen um die zuvor genannten Polizeibeamten 
gehandelt haben. Beide Polizeibeamten wurden am 13. bzw. 22. März 2013 eben-
falls zeugenschaftlich vernommen. Alle Vernehmungsprotokolle liegen dem Gene-
ralbundesanwalt vor.  

Mit Beweisbeschluss NW-11 vom 30. Januar 2013 bat der Zweite Untersuchungs-
ausschuss des Deutschen Bundestages unter Hinweis auf eine eidesstattliche 
Versicherung des Herrn Demir um Benennung der beiden schon genannten Poli-
zeibeamten sowie um Mitteilung einer ladungsfähigen Anschrift.  

Mit Schreiben vom 6. Februar 2013 haben wir die erbetenen Informationen dem 
Untersuchungsausschuss übermittelt. Damit haben wir richtigerweise auch die ak-
tuellen Amtsbezeichnungen der beiden Beamten – Polizeihauptkommissar und 
Polizeikommissar – genannt.  

Auf der Grundlage seiner Beweisbeschlüsse vom 21. März 2013 hat der Untersu-
chungsausschuss die beiden Beamten für den 25. April 2013 als Zeugen geladen. 
Die diesbezüglichen Akten des Polizeipräsidiums Köln und des Landeskriminalam-
tes wurden dem Untersuchungsausschuss am 10. April 2013 übermittelt.  

Sehr geehrte Damen und Herren, der Einsatz von Diensthundeführern als motori-
sierte Präsenzstreife ist ein Teil der alltäglichen Aufgabenwahrnehmung der Poli-
zei. „Präsenzstreife“ bedeutet, dass Polizeibeamte ohne konkreten anlassbezoge-
nen Einsatzauftrag an Brennpunkten im Stadtbezirk präsent sind.  

Ziel ist unter anderem, das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger zu stär-
ken, Straftaten durch die Anwesenheit der Polizei zu verhindern und bei plötzli-
chen Einsatzanlässen möglichst schnell am Einsatzort tätig werden zu können.  

Die beiden Beamten befanden sich damals glücklicherweise in der Nähe des Tat-
ortes und konnten deshalb schnell am Ereignisort eintreffen, Verletzten helfen und 
Absperrungen vornehmen.  

Dass diese positive polizeiliche Hilfe- und Unterstützungsleistung jetzt ins Gegen-
teil verkehrt wird und aus dem Aufenthalt der Polizisten in der Nähe der Keupstra-
ße zum Anschlagszeitpunkt abgeleitet wird, dass – ich zitiere – „der Polizei mög-
licherweise Hinweise darüber vorlagen, dass etwas passieren könne“, ist schon 
bemerkenswert. 

Auch die als Beleg dafür vorgetragene These, dass Polizeihauptkommissare übli-
cherweise keinen Streifendienst versehen, geht an der Realität vorbei. Seit Einfüh-
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rung der zweigeteilten Laufbahn des Landes NRW ist es alltägliche Praxis, dass 
Hauptkommissare Streifendienst versehen. Im Übrigen waren die Beamten, wie 
bereits dargestellt, damals noch Polizeikommissar bzw. Polizeiobermeister.  

Das Ministerium für Inneres und Kommunales erhielt am 23. November 2012 
Kenntnis von der dem Untersuchungsausschuss vorliegenden eidesstattlichen 
Versicherung des Herrn Demir und am 26. November 2012 von seinen gegenüber 
den Medien berichteten Beobachtungen. Wir haben uns hierzu am 27. November 
und am 4. Dezember 2012 durch das LKA und das Polizeipräsidium Köln berich-
ten lassen.  

Weder die Polizei noch das Innenministerium haben in diesem Zusammenhang In-
formationen zurückgehalten. Alle zuständigen Behörden sowie der Untersu-
chungsausschuss wurden immer zeitgerecht und umfassend informiert. Für das 
Innenministerium möchte ich noch einmal betonen, dass wir vorbehaltslos an einer 
vollständigen Aufklärung aller Verbrechen der sogenannten NSU interessiert sind 
und die Arbeit des Untersuchungsausschusses sowie die des Generalbundesan-
waltes uneingeschränkt unterstützen. – Danke sehr. 

Peter Biesenbach (CDU): Zunächst vielen Dank für den Bericht. Ich finde es immer 
bemerkenswert, wie vehement Sie mit Empörung reagieren können. Wir haben uns 
hier am 29. November 2012 mit dem Thema „Keupstraße“ beschäftigt. Seitdem ha-
ben wir weder von Ihnen noch von sonst jemandem etwas darüber gehört, dass die 
beiden Polizeibeamten dort vor Ort waren. Da sollten Sie sich nicht über unsere 
Nachfrage wundern. 

Jetzt mögen Sie sagen: Da wussten wir selbst noch nichts davon. – Dann wäre es 
aber angeraten gewesen, uns nachträglich darüber zu informieren; denn dass hierzu 
Nachfragen kommen würden, ist doch wohl selbstverständlich. Das hängt damit zu-
sammen, dass bisher nicht gerade von einer besonderen Informationsfreudigkeit des 
Ministeriums die Rede sein kann. Immer wieder müssen wir auf Hinweise warten. 

Wir sollten uns vielleicht einmal ausführlicher mit dem Thema „Keupstraße“ beschäf-
tigen. Hierzu habe ich Ihnen eine Menge Fragen gestellt, auf die ich nicht heute, aber 
zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal zurückkommen werde.  

Was mich jetzt interessiert: Sie haben so schön erklärt, warum es die Präsenzstrei-
fen gibt – Sicherheit der Bevölkerung usw. Ich möchte gerne wissen, wieso sich die 
Bevölkerung dadurch sicherer fühlen kann, dass Beamte in Zivil mit dem Zivilfahr-
zeug unterwegs sind? Wenn zwei Männer mit einem Hund durch die Gegend laufen, 
werden sie üblicherweise nicht als zivile Präsenzstreife angesehen.  

Ganz gezielt möchte ich wissen: Warum waren die beiden Beamten in der Gegend? 
Sie haben vorhin von dieser Gegend als einem Betäubungsmittelschwerpunkt gere-
det. Wenn die beiden Polizisten aus diesem Grunde dort herumgelaufen sind, würde 
das ja einiges erklären.  

Bleiben wir zunächst bei dem Hund. Was für ein Hund war das? War der auf Betäu-
bungsmittel spezialisiert?  
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(Zurufe von der SPD: Wie viele Beine hatte der? – Das war ein 
Kampfdackel!) 

– Damit wir dem Kollegen helfen können, beantworten Sie bitte auch die Frage, wie 
viele Beine der Hund hatte, dann ist zumindest diese Frage beantwortet.  

Mich interessiert Folgendes: War der Hund auf Betäubungsmittel trainiert oder auf 
Sprengstoffe? Mit was für einem Tier waren die Beamten dort unterwegs? 

Dr. Robert Orth (FDP): Der Kollege Biesenbach hat mir vieles vorweggenommen.  

(Heiterkeit – Zuruf von Thomas Stotko [SPD]) 

– Herr Stotko, auch zum Hund komme ich gleich noch. – Wir haben schon so häufig 
über diesen Anschlag gesprochen; da wundert es mich doch, dass Informationen ei-
gentlich immer erst über die Presse an uns gelangen.  

Wenn zum Zeitpunkt des Anschlags Beamte vor Ort waren, dann wäre das sicherlich 
ein Umstand gewesen, den man aus der Aktenlage heraus kannte und über den man 
von sich aus dem Parlament hätte berichten sollen. Insofern übe ich durchaus Kritik 
an der bisherigen Informationspolitik der Landesregierung gegenüber dem Parla-
ment.  

Zu einem weiteren Punkt. Ich frage mich – da schließe ich mich dem Kollegen 
Biesenbach an –, was es der Bevölkerung an subjektivem Sicherheitsgefühl vermit-
teln soll, wenn Beamtinnen und Beamte in Zivil herumlaufen. Als Bürger würde ich 
mich eher bedroht fühlen, wenn ich jemanden im Anzug oder mit Jeans sehe, bei 
dem an der Seite eine Pistole hervorlugt. Insofern würde mich sehr interessieren, 
wieso diese Zivileinheit vor Ort war.  

Sie haben dann die Frage offengelassen – das hat mich auch gewundert –, ob die 
Beamten in Zivil oder in Uniform unterwegs waren. Sie wissen doch, welche Beam-
ten vor Ort waren. Dann hätte ich erwartet, dass Sie die Beamten danach fragen. 
Das war doch ein Tag, der bei den Beamten sicherlich in Erinnerung geblieben ist. 
Man ist immerhin nicht jeden Tag als einer der Ersten dort zugegen, wo eine Bombe 
explodiert ist. Da wird man im Zweifel doch noch wissen, ob man Uniform trug oder 
eben nicht. Insofern hätte ich erwartet, dass Sie dem Parlament auch hierzu klarere 
Auskünfte geben. 

Dann habe ich auch noch Fragen zum Hund – da mögen Sie lachen, Herr Stotko –, 
aber es ist doch ein Unterschied, ob es sich um einen Schutzhund, um einen Dro-
genspürhund oder um einen Hund handelt, der nach Sprengstoff sucht. Insofern hät-
te ich gerne gewusst, was für ein Hund es war, den die Beamten bei sich geführt ha-
ben, und warum sie diesen Hund offenbar im Kofferraum gelassen und nicht bei sich 
geführt haben. 

Werner Lohn (CDU): Mit Erstaunen musste ich gerade zur Kenntnis nehmen, dass 
die beiden Beamten, um die es hier geht, am 13. und am 22. März 2013 zeugen-
schaftlich vernommen worden sind, also ziemlich genau fast neun Jahre nach der 
Tat.  
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Ich war selbst einmal Kriminalbeamter. Bei solch schwerwiegenden Delikten, wie sie 
in der Keupstraße begangen worden sind, werden in der Regel umfangreiche Tatort-
befundberichte geschrieben. Darin wird auch festgehalten, wer zu welchem Zeitpunkt 
am Tatort eingetroffen ist und wer nicht.  

Bei seriöser Polizeiarbeit müsste eigentlich schon damals – auch namentlich – fest-
gestanden haben, dass diese beiden Beamten unmittelbar, nachdem die Tat began-
gen wurde, vor Ort gewesen sind. Und dann hätte dies eigentlich auch Inhalt Ihres 
Berichtes sein müssen, Herr Minister Jäger. Am 29. November 2012 haben Sie uns 
mit vielen Worten hier die Zeit gestohlen; aber diese Informationen sind nicht ge-
kommen.  

Damals hätten Sie sagen müssen: Wenige Minuten nach der Tat waren die beiden 
Polizeibeamten vor Ort, und hierzu haben sie dies und das ausgesagt. – Das wurde 
von Ihnen anscheinend bewusst nicht vorgetragen. Denn zu einer offenen und ehrli-
chen Aufklärung und zur Information des Ausschusses gehört es mit Sicherheit, hier 
anders zu verfahren. 

Noch einmal ganz konkret: Bei deutschen Polizeibeamten ist es üblich, für jeden Tag 
Arbeits- und Streifenaufträge anzufertigen. Der Streifenauftrag vom damaligen Tattag 
– also der 9. Juni 2004 – wird irgendwo noch auffindbar sein und man wird feststellen 
können, mit welchem Auftrag die beiden Beamten dort unterwegs waren. 

Wenn man dies in Zusammenhang bringt mit der Tatsache, dass seitens des Innen-
ministeriums zum damaligen Zeitpunkt der Begriff „terroristischer Gewaltakt“ gestri-
chen wurde, ohne ihn auch nur in eine andere, harmloser klingende Formulierung zu 
ändern, dann ist es sehr wohl gerechtfertigt, dass die Opposition jetzt nachfragt, was 
Ihre Motivation für diese Art von Desinformation ist. 

Heute hätten Sie die Gelegenheit, die Fakten zu benennen und nicht wieder nur 
wortreich irgendetwas zu erklären und davon abzulenken, welche Erkenntnisse und 
Tatsachen wirklich vorlagen. Mit Ihrer Art, den Ausschuss zu informieren, können wir 
absolut nicht zufrieden sein. Das gilt insbesondere, wenn ich höre, dass die erste 
Zeugenvernehmung angeblich neun Jahre nach der Tat vorgenommen sein soll. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank. – Für die Beantwortung der Fragen ste-
hen Herr Reichel-Offermann und der Herr Minister zur Verfügung. Vielleicht äußern 
Sie sich zuerst zu dem Hund; ich hoffe, er hatte vier Beine. 

Minister Ralf Jäger (MIK): Ich will mich in der Tat zum Hund äußern, soweit ich da-
zu in der Lage bin. Es handelte sich zum einen um einen Schutzhund und zum ande-
ren um einen noch in der Ausbildung befindlichen Hund. Was die beiden Hunde zu-
letzt als Nahrung zu sich genommen haben, kann vielleicht Herr Reichel-Offermann 
erklären. Das entzieht sich zumindest zurzeit meiner Kenntnis.  

Sie sagen, dass wir den Ausschuss nicht umfänglich über den Polizeieinsatz unter-
richtet hätten. Das hängt damit zusammen, dass wir den Abgeordneten des nord-
rhein-westfälischen Landtages die Vorstellungskraft unterstellt haben, dass nach ei-
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nem Bombenattentat tatsächlich Polizei vor Ort ist und dass tatsächlich irgendein 
Beamter als Erster dort sein wird. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Machen Sie sich keine Gedanken über 
unsere Vorstellungskraft!) 

– Es mag dann ein Versäumnis des Ministeriums gewesen sein, dass wir Ihnen diese 
Vorstellungskraft nicht unterstellt haben, dass es tatsächlich nach einem Bombenan-
schlag zu einem Polizeieinsatz kommt.  

Zurück zum Sachverhalt. Herr Reichel-Offermann hat gerade vorgetragen, dass es 
eben nicht so ist, dass die Polizeibeamten erst neun Jahre später befragt worden wä-
ren. Im Gegenteil: Herr Reichel-Offermann hat bereits vorgetragen, dass diese bei-
den Beamten, die vor Ort auf Streife waren, einen Einsatzbericht unmittelbar im Zu-
sammenhang mit den Ermittlungen in der Keupstraße abgegeben haben, dass dieser 
Einsatzbericht zusammen mit den Protokollstreifen in die Hauptakte „Keupstraße“ 
eingeflossen ist und dass diese Ermittlungsakte dem Generalbundesanwalt und dem 
Bundeskriminalamt zur Verfügung gestellt worden ist.  

Der Einsatz der beiden Beamten ist seinerzeit also sehr wohl dokumentiert worden; 
ebenso die Aussage, was die beiden Beamten bei Erreichen des Tatortes vorgefun-
den haben. Dieser Kenntnisstand ist dem Generalbundesanwalt und dem Bundes-
kriminalamt im Zusammenhang mit der gesamten Hauptakte ebenfalls zur Verfügung 
gestellt worden.  

Was mich an diesem Sachverhalt ärgert – das sage ich Ihnen, liebe Kollegen von der 
CDU, ganz offen –, ist das Verhalten Ihres Obmanns im Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss. Der Untersuchungsausschuss hat eigentlich die Aufgabe, aufzu-
klären, welche Hintergründe zu der Mordserie des NSU führten, und welche Schluss-
folgerungen für die Strukturen der Sicherheitsarchitektur und der Sicherheitsbehör-
den in Deutschland zu ziehen sind.  

Herr Binninger jedoch macht nichts anderes, als wilde Spekulationen in die Welt zu 
setzen, ohne Sinn und Verstand. Man muss sich einfach einmal vorstellen, was das 
für die Opfer bedeutet, die immer aufs Neue mit haltlosen Theorien konfrontiert wer-
den, und was das alles vor Ort auslöst. Ich habe vor wenigen Wochen die Keupstra-
ße besucht und mich mit den Anwohnern und Geschäftsleuten unterhalten. Diese 
nehmen so etwas äußerst sensibel auf. Ich finde, es ist einem Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages zuzumuten, dass er mit Fingerspitzengefühl und vor allem 
dem entsprechenden Verantwortungsgefühl mit einem solchen Thema umgeht.  

(Beifall von der SPD) 

MR Uwe Reichel-Offermann (MIK): Zunächst war die Frage nach der Uniform bzw. 
der Zivilkleidung aufgeworfen worden. Die beiden Beamten sind dazu befragt wor-
den; sie konnten sich aber nach neun Jahren nur schlecht erinnern, ob sie eine Uni-
form getragen haben oder ob sie in Zivil unterwegs waren. 
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Dr. Robert Orth (FDP): Ich habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, weil die Aus-
führungen des Ministers dazu Anlass geben. Herr Minister, Sie haben gerade einem 
Kollegen von der CDU im Bundestag eine Schulnote erteilt. Darum erlaube ich mir, 
jetzt Ihnen eine Schulnote zu geben. Es war ziemlich überheblich, wie Sie gerade 
geantwortet haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber keine Schulnote!) 

– Doch, das ist eine Kopfnote.  

(Zurufe von der SPD) 

Es ist natürlich auch einem simplen Abgeordneten der Oppositionsfraktion durchaus 
plausibel, dass nach einer Sprengstoffexplosion Polizei vor Ort ist. Es ist aber ein 
Unterschied – und darum geht es doch –, ob die Kräfte dorthin gekommen sind, weil 
im Anschluss an eine Explosion Einsatzkräfte angefordert wurden, oder ob sie be-
reits vor Ort präsent waren. In diesem Fall waren sie eben bereits präsent.  

Dann fragt man sich – hieran hat das Parlament ein legitimes Interesse –, warum sie 
denn schon vor Ort waren. Denn nicht überall in Deutschland, wo eine Bombe hoch-
geht, stehen zufällig Polizisten daneben. Diese Frage wurde gestellt, und sie ist völlig 
legitim.  

(Zurufe von der SPD) 

Ich hätte eigentlich erwartet, dass Sie diese Frage mit der notwendigen Ernsthaf-
tigkeit beantworten und sie nicht ins Lächerliche ziehen. Das finde ich schlicht und 
ergreifend eine Unverschämtheit. 

Peter Biesenbach (CDU): Jetzt erlaube ich mir auch eine Wertung, wenn der Herr 
Minister hier solche Antworten gibt. Herr Minister Jäger, Ihre beiden Vorgänger, die 
zu jener Zeit im Amt waren – sowohl Herr Behrens als auch Herr Schily – haben mit 
Bedauern und, so glaube ich, auch mit der notwendigen Einsicht deutlich gemacht, 
dass sie seinerzeit die Lage falsch eingeschätzt haben und dass sie heute die Aufre-
gung in der Öffentlichkeit verstehen.  

Es stünde dem Minister, der heute im Amt ist, gut an, wenn er diese Ernsthaftigkeit 
ebenfalls zum Ausdruck brächte. 

(Thomas Stotko [SPD]: Eine Frechheit!) 

– Herr Stotko, machen Sie Ihre Bemerkung – aber bitte nach mir. Wir haben erlebt, 
was dort alles passiert ist. Wenn der Minister jetzt auf der einen Seite darauf hin-
weist, wie wichtig es doch ist, mit den Menschen in der Keupstraße zu sprechen, er 
aber auf der anderen Seite die schnoddrige Bemerkung macht: „Was die Hunde ge-
fressen haben, weiß ich nicht“, dann macht das deutlich, mit welchem Ernst der Mi-
nister diese Situation behandelt. Ersparen Sie sich jede Bemerkung zu dem, was im 
Innenausschuss geschieht!  

(Thomas Stotko [SPD]: Sie haben doch den Stein geworfen!) 
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Uns geht es darum, Licht in diese Angelegenheit zu bringen. Ich habe dem Minister 
eine Menge Fragen – zwölf Seiten – gestellt, die aber nicht beantwortet wurden. Sie 
werden diesen Fragen jedoch nicht entgehen. Was wir heute hören, Herr Stotko, 
macht deutlich, dass dieses Thema im Ministerium nach wie vor nicht aufgearbeitet 
wird. Wir werden auf diese Situation auch noch zurückkommen.  

Jetzt mögen Sie sagen: Da machen wir noch ein bisschen Theater. Die Menschen 
draußen bekommen aber mit, wie Sie mit der Angelegenheit umgehen. Wir brauchen 
keine Feuerwerker, sondern wir brauchen verantwortliche Menschen in der Politik, 
die solche Themen ernst nehmen. Es reicht nicht, Vorkommnisse aus der rechten 
Szene kurzfristig zu einem großen Thema zu machen, um so Schlagzeilen in die Zei-
tungen zu bekommen.  

Ich empfehle Ihnen, dass Sie sich einmal die Ausschussprotokolle aus Berlin anse-
hen. Vielleicht sollten wir einmal Berliner Kollegen, die dort im Untersuchungsaus-
schuss sitzen, nach Nordrhein-Westfalen einladen, um uns in öffentlicher Sitzung be-
richten zu lassen. Dann gäbe es eine ganze Menge Anfragen mehr.  

Ihr Verhalten – das Lachen, das Schmunzeln usw. – macht nur deutlich, dass Sie 
und auch Teile der Opposition das Thema nicht ernst nehmen und dass es Sie über-
haupt nicht interessiert. Sie meinen, Sie kommen hier so einfach aus der Geschichte 
heraus. Das werden Ihnen die Menschen in Nordrhein-Westfalen nicht abnehmen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Absolute Frechheit!) 

Dirk Schatz (PIRATEN): Vielen Dank an die Landesregierung für den Bericht. – Sie 
haben gerade die Oppositionsparteien erwähnt; dazu gehören wir ja auch. Allerdings 
versuchen wir es mit Sachlichkeit. So gerne ich auch die Fehler der Regierung auf-
decke, wo es angebracht ist – und dass im Bereich des NSU Fehler passiert sind, ist 
ja keine Frage –; aber in diesem konkreten Fall hat der Bericht mich so, wie er vorge-
legt wurde, im Prinzip überzeugt. 

Ich wüsste nicht, was dagegen spricht, dass sich alles so zugetragen hat, wie es im 
Bericht für diesen einen speziellen Fall vorgetragen wurde. Dass Polizisten zufällig 
vor Ort sind, auch in Großlagen, kommt nun einmal vor. Man hat den Einsatz, man 
hört den Funk mit, und dann ist man innerhalb weniger Sekunden vor Ort. Solche Zu-
fälle gibt es, und sie sind gar nicht so selten. Dass ein Polizist gelegentlich vor Ort ist, 
kann passieren. Es kann auch geschehen, dass er irgendwann als Erster vor Ort ist. 
Ich persönlich sehe es nicht als so unbedingt erwähnenswert an, dass es unbedingt 
in diesen Bericht hinein muss.  

Andreas Kossiski (SPD): Ich melde mich jetzt als ehemaliger Polizeibeamter des 
Polizeipräsidiums Köln. Ich bin einmal mehr erschrocken, was mit Ihren Fragen un-
terstellt wird, Herr Orth. Köln hat mit 5.000 Beamten die größte Polizeibehörde des 
Landes. Davon sind viele auf der Straße tätig; viele sind als Präsenzstreifen unter-
wegs.  

Ich würde Sie gerne einmal mitnehmen und Ihnen das alltägliche Polizeigeschäft 
zeigen. Dann können wir uns einmal anschauen, wie die Kolleginnen und Kollegen in 
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Köln in den Stadtteilen unterwegs sind, als Diensthundeführer, als Präsenzstreifen in 
Uniform oder Zivil, auch mit Dienstwaffen. 

Ich habe das Gefühl, dass die Kölner Bevölkerung, die hierüber gut informiert ist, 
sehr froh ist, dass Kollegen auch in Zivil durch Köln laufen und ansprechbar sind. 
Dann kann es gelegentlich schon einmal vorkommen, dass sich zufällig – das war Ihr 
eigener Begriff – zwei Beamte in der Nähe eines schrecklichen Verbrechens aufhal-
ten und somit als Erste am Tatort sind. 

Ihre Wortbeiträge, die auch in Richtung Minister gingen, zeigen deutlich, worum es 
Ihnen eigentlich geht: Sie wollen den Minister angreifen. Sie greifen aber im Endef-
fekt Kollegen an, die nur ihre Arbeit gemacht haben.  

(Lothar Hegemann [CDU]: Das ist eine Unverschämtheit!) 

Das ist meine Wahrnehmung, und die können Sie mir nicht nehmen. 

(Beifall von der SPD) 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Kossiski, ich bin jetzt davon ausgegangen, dass 
Sie als Landtagsabgeordneter gesprochen haben. 

(Zuruf von der SPD: Es gibt auch Kollegen, die Sachkunde einbrin-
gen können!) 

Thomas Stotko (SPD): Als was soll Herr Kossiski denn sonst gesprochen haben? – 
Herr Biesenbach, eigentlich wären es Ihre Wortbeiträge ja gar nicht wert, aber Sie 
wollen es ja so haben. Sie haben formuliert: „Wir brauchen keine Feuerwerker, wir 
brauchen keine Leute, die sich hier empören.“ Aus unserer Fraktion hat sich bisher 
niemand in diesem Sinne zu Wort gemeldet.  

Sie sind der einzige Feuerwerker in diesem Raum, der – wieder einmal – den Ver-
such unternimmt, irgendwo kleine Bömbchen zu zünden. Dabei ist es schon schlimm 
genug, dass Sie solche Begriffe im Zusammenhang mit der Keupstraße verwenden. 
Noch schlimmer ist es jedoch – und das hat mich dazu gebracht, mich zu melden –, 
dass Sie jetzt so tun, als habe der Minister nicht seit Bekanntwerden des NSU in 
zahlreichen Wortbeiträgen vor Presse und Kameras – gemeinsam mit allen fünf 
Fraktionen – sowie im Parlament klar gemacht, wie die Behörden beim NSU versagt 
haben, und dass Sie ihm jetzt unterstellen, er würde das nicht ernst nehmen. 

Und dann noch die Sache mit dem Hund. Ich habe Ihnen scherzhaft zugerufen: Fra-
gen Sie doch, wie viele Beine der Hund hatte. – Sie haben sich daraufhin nach hin-
ten gewandt und gesagt: Bitte beantworten Sie dann auch die Frage, wie viele Beine 
dieser Hund hatte. – Sie selber haben doch das Scharmützel mit dem Hund begon-
nen. Dass der Minister sich dann in seiner Antwort dazu verhält, indem er darauf ein-
geht, was der Hund gegessen hat, ist doch nachvollziehbar. Ich finde es wirklich 
peinlich, was Sie hier machen. Die Auffassung des Ministers in dieser Frage teile ich 
eindeutig.  

Wieder einmal jagen Sie Säue durch Dörfer, 
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(Lothar Hegemann [CDU]: Und Sie sitzen hinten drauf!) 

wo es gar nicht erforderlich ist. Ich berufe mich ja ungern auf Herrn Schatz, aber jetzt 
mache es einmal. Die Darstellung des Ministeriums zu diesem Thema ist eindeutig. 
Aufregen können Sie sich über die Kritik, die vom Innenminister gekommen ist, oder 
darüber, wie sich die Obleute im bundespolitischen Untersuchungsausschuss verhal-
ten. Man kann darüber diskutieren, wie die Einzelnen hier vorgehen. 

Aber eines war mir bisher immer wichtig, und bisher hat meine Fraktion ihre Wortbei-
träge auch immer danach ausgerichtet: Den Bürgerinnen und Bürgern in Nordrhein-
Westfalen, nicht nur bei den zehn betroffenen Familien, muss eines klar sein: Wir 
mögen uns hier jede Woche, jeden Monat politisch streiten, aber in dieser Frage ste-
hen die Fraktionen zusammen. Das Ganze war ein Versagen der Ermittlungsbehör-
den, und das haben wir gemeinsam zu verantworten, egal wer wann in Regierung 
war. Wir alle arbeiten daran, die Vorgänge vollständig aufzuarbeiten. 

Wenn es uns gelingt, diese Botschaft auch heute weiter an die Bevölkerung senden, 
nicht nur an die betroffenen Familien, dann hat die Aktuelle Viertelstunde zumindest 
einen kleinen Nutzen gehabt. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: Den Eindruck haben wir 
nicht!) 

Verena Schäffer (GRÜNE): Ich finde, dass die aktuelle Debatte hier im Ausschuss 
wieder einmal dem Thema nicht gerecht wird. Der Sachverhalt, über den wir spre-
chen, ist ja nicht gerade neu. Am 29. November 2012, am Tag der Ausschusssit-
zung, war zumindest mir der Sachverhalt bekannt; übrigens auch durch die Medien. 
Die Fragen, die es zu klären gab, waren längst geklärt. 

Mich wundert es, dass Sie das Ganze jetzt als neuen Sachverhalt darstellen. Das 
zeigt, dass Sie die Diskussion, die in den Medien stattgefunden hat, zu jenem Zeit-
punkt offenbar nicht verfolgt haben.  

Ich finde, dass die Diskussion, wie sie derzeit geführt wird, nicht wirklich im Sinne der 
Betroffenen und der Opfer ist. Diese müssten wir mit in den Fokus nehmen. Natürlich 
geht es darum, Aufklärung voranzutreiben. Es ist auch legitim, Fragen zu stellen. 
Das bestreite ich überhaupt nicht. Ich habe jedoch das Gefühl, dass es Ihnen hier 
nicht darum geht, die Fragen zu klären, die gerade schon beantwortet wurden.  

Es macht aus meiner Sicht auch wenig Sinn, immer wieder Einzelaspekte herauszu-
greifen. Wir müssen vielmehr stärker im Gesamtkontext diskutieren. Selbstverständ-
lich sind Fehler gemacht worden. Wir wissen, dass die Sicherheitsbehörden Fehler 
gemacht haben. Ich glaube aber, dass die Fehler der Sicherheitsbehörden nicht in 
diesem konkreten Einzelfall zu finden sind. Ebenso wenig ist dieser Einzelfall der 
Schlüssel dafür, dass der Fall nicht aufgeklärt wurde und der NSU seine Mordtaten 
begehen konnte.  

Die Fehler, die es seitens der Sicherheitsbehörden gegeben hat – davon sind uns 
schon zahlreiche bekannt – sind weiterreichend, und diese müssen wir im Gesamt-
kontext diskutieren. Ich bin froh, dass es den PUA in Berlin gibt. Der ist ja vor allem 
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auf Initiative der Grünen im Bundestag eingerichtet worden. Aus meiner Sicht müs-
sen wir abwarten, was die Ergebnisse dieses PUA bringen werden.  

Im Sommer wird es den Abschlussbericht geben. Dann ist der Zeitpunkt gekommen, 
die Ergebnisse auszuwerten, insbesondere für Nordrhein-Westfalen, vor allem was 
die Fehler der Sicherheitsbehörden anbelangt. Wir führen ja schon die Diskussion 
über den Verfassungsschutz. Wir müssen meines Erachtens auch die Diskussion 
über die Polizei führen. Wir werden den Bericht des PUA auch dahin gehend auswer-
ten müssen, ob noch Fragen offen geblieben sind.  

Ich halte es aber nicht für sonderlich sinnvoll, hier im Ausschuss immer wieder Ein-
zelaspekte herauszugreifen, die der Gesamtdebatte einfach nicht gerecht werden. 
Das Ganze hier so aufzubauschen, finde ich auch im Sinne der Opfer nicht gerecht-
fertigt.  

Dr. Robert Orth (FDP): Angesichts dieser Diskussion möchte ich eines klarstellen: 
Ich finde Ihre Unterstellung ungeheuerlich. Ich habe mit keinem einzigen Wort die 
Tätigkeit der Polizeibeamten vor Ort angegriffen, sondern ich habe die Informations-
politik des Ministeriums bemängelt. Darüber diskutieren wir hier, und das ist auch 
angebracht.  

Mich stört die Salamitaktik, mit der die Berichterstattung hier erfolgt. Es ist nun ein-
mal ein Unterschied, ob Polizeibeamte vor Ort sind, weil irgendeine besondere Ge-
fahrenlage vorherrscht, oder ob sei gerufen wurden, weil eine Bombe explodiert ist 
oder warum auch immer. Das muss man doch fragen dürfen. Das ist nichts, was man 
verheimlichen sollte. So etwas macht einen misstrauisch.  

Wenn das Ministerium von sich heraus nichts zu diesen Vorfällen sagt, dann stellt 
man sich die Frage: Warum eigentlich? Warum wird einem so etwas nicht gesagt? 
Wir wollen eben wissen, ob hierfür ein besonderer Grund vorlag. Es hätte ja auch 
sein können, dass es irgendwelche Vorwarnungen gab, dass innerhalb der nächsten 
drei Wochen etwas passieren würde und dass man deswegen verstärkt Präsenz ge-
zeigt hat. Es ist durchaus legitim, so etwas zu fragen, und es ist eine Unverschämt-
heit, das ins Lächerliche zu ziehen oder in einen Angriff auf die Tätigkeit der Beam-
ten vor Ort umzudeuten.  

Erinnern wir uns: Eines der Argumente der damaligen Verantwortlichen war: Viel-
leicht gibt es irgendwelche Kriege im Drogenmilieu. Darüber wurde gemutmaßt. Alle 
möglichen potenziellen Ursachen waren in der Diskussion, warum da eine Bombe 
hochgegangen ist. Nur die richtige Ursache wurde nicht diskutiert. Vielleich hat man 
ja gedacht, dass irgendetwas im Drogenmilieu passieren würde, und man hat des-
halb verstärkt Einsatzkräfte hingeschickt. Das will man jetzt in der Nachschau wis-
sen.  

Ich habe die Erwartung, dass das Ministerium nicht erst immer dann, wenn ein neuer 
Pressebericht herauskommt, wieder ein kleines Detail preisgibt. Ich bin auch nicht 
einverstanden, dass jetzt erst irgendwelche Abschlussberichte abgewartet werden 
sollen. Wir sind der Innenausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen, und wir stel-
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len die Fragen dann, wenn sie hier aufkommen. Ich möchte mich nicht dazu ver-
pflichten, monatelang einfach nur zuzusehen. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ich möchte an dieser Stelle noch einmal ganz konkret 
werden. Die letzte Wortmeldung von Herrn Dr. Orth lässt sicherlich etwas deutlicher 
auf die Motivationslage für die Aktuelle Viertelstunde schließen. Sie vollziehen Spe-
kulationen und versuchen, diese zum Gegenstand unserer Diskussion zu machen. 
Wenn man sich angesichts dessen, was gerade gesagt worden ist, noch einmal den 
Ablauf der Ereignisse anschaut, dann darf es solche Spekulationen aber gar nicht 
geben. 

Sie haben gerade herumspekuliert, ob da vorher irgendetwas bekannt war usw. Da-
bei hat der Bericht doch klargemacht, dass das eben nicht der Fall war, sondern 
dass es sich um ganz normales polizeiliches Handeln im Rahmen der normalen Ar-
beit der Polizei in Köln gehandelt hat, und dass die beiden Beamten angelegentlich 
dieser Arbeit als Erste am Tatort waren.  

Es ist richtig, dass das Ganze jetzt medial noch einmal hochgespült worden ist. Das 
war aber keine Neuigkeit in den Medien, sondern das war alles schon bekannt. Es 
war ein zweiter Aufguss. Ich habe bei Ihnen den Eindruck, dass Sie so etwas dazu 
nutzen, um wieder mit den Spekulationen von vorne anzufangen.  

Einigen Vorrednerinnen und Vorrednern möchte ich sagen: Spekulieren dient nie-
mandem; denn wir reden von einem Sachverhalt, der schon längst klar war, und der 
noch klarer werden wird, wenn die Beamten vor dem Untersuchungsausschuss aus-
gesagt haben. Danach können wir das Thema vor dem Hintergrund der Aussagen 
der Beamten noch einmal kurz ansprechen.  

Ich bin relativ sicher, dass es hier um nicht mehr oder weniger ging als darum, noch 
einmal die Spekulationsmaschine in Gang zu setzen. Deshalb noch einmal die Frage 
ans Ministerium: War die Sache mit den Beamten nicht auch schon medial bekannt, 
bevor darüber im Fernsehen berichtet worden ist?  

Andreas Bialas (SPD): Ich möchte – auch aus der Erinnerung meiner Tätigkeit als 
Polizist – noch einmal die Frage stellen, inwieweit es unüblich, fast schon falsch und 
skandalös sein soll, dass Polizeikräfte Fußstreifen gehen. Nach meiner Erinnerung 
habe ich das sehr häufig gemacht, bis zu fünf Stunden am Tag.  

Ich möchte nicht, dass man als Polizist in irgendwelche späteren Verschwörungsthe-
orien einbezogen wird, nur weil bei einer Streife eine kriminelle Handlung in unmittel-
barer Nähe stattgefunden hat. Insoweit möchte ich noch einmal ausdrücklich die 
Frage stellen, ob es bei der Polizei nicht völlig üblich und normal ist, dass sie Streife 
gehen, und zwar nicht nur im Auto, wie man es häufig aus dem Fernsehen kennt, 
sondern auch zu Fuß. Das kann ebenso in Zivil stattfinden wie in Uniform. 

Peter Biesenbach (CDU): Wahrnehmung ist ein Akt, der immer unterschiedlich voll-
zogen wird. Herr Bialas, ich habe es nicht so wahrgenommen, dass Herr Dr. Orth 
oder ich in irgendeiner Form die Polizeibeamten hinterfragt hätten, sondern wir ha-
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ben uns darauf konzentriert, wann wir was erfahren haben und wie das Ganze dar-
gestellt wurde.  

Darum bleibe ich – Herr Dr. Orth sieht es genauso – dabei: Das hier ist unsere urei-
gene Aufgabe. Sie fragen danach, ob es richtig ist, dass wir das Thema ständig an-
sprechen: Das ist alleine schon deshalb richtig, weil sich der Untersuchungsaus-
schuss in Berlin immer wundert, wie schnell plötzlich Informationen, die man in Berlin 
angeblich nicht geben konnte, dann doch noch zu bekommen sind, wenn wir hier be-
stimmte Fragen aufgeworfen haben.  

(Zuruf von der SPD: Beispiel?!) 

– Ich habe die Liste jetzt leider nicht mit.  

(Zurufe von der SPD) 

– Herr Körfges, Sie wissen doch, Sie reizen mich immer mit solchen Fragen, die ich 
dann gerne nachschiebe. Ich werde noch einmal nachhören, um die Aufstellung zu 
komplettieren. Sie erhalten die Antwort, und darüber debattieren wir dann auch noch. 

Und damit Sie merken, wohin ich will: Unsere Fragen hier helfen, dass dann plötzlich 
in Berlin Antworten möglich sind, die bis dahin nicht gegeben wurden. Alleine des-
halb ist es notwendig, dass wir all die Dinge hier hinterfragen, damit dann der Erinne-
rung noch ein wenig nachgeholfen werden kann. Das ist genau das, was Herr 
Dr. Orth und ich heute hier angesprochen haben.  

Ein solches Verhalten ärgert uns, frei nach dem Motto: Was ihr nicht wisst, müsst ihr 
auch nicht wissen. Wenn andere etwas herausfinden, dann geben wir ein bisschen 
was zu. Diese Methode haben wir in der letzten Zeit oft erlebt, und wir prangern sie 
an. Das wissen Sie genauso gut wie ich. 

(Zuruf von der SPD: Die Zeugen in Berlin sind schon genannt wor-
den vor Ihrer Wortmeldung!) 

Lothar Hegemann (CDU): Herr Bialas, was Sie machen, ist nicht neu: immer zuerst 
mit Ekel, Abscheu und Empörung das zurückweisen, was überhaupt niemand be-
hauptet hat. Das haben Sie gerade wieder lautstark getan; der Kollege Biesenbach 
hat darauf hingewiesen. Das hier Gesagte auf irgendeinen Polizeibeamten umzulen-
ken, das hätten Sie vielleicht gerne, aber das ist nie geschehen. 

Der einzige Ansprechpartner ist die Landesregierung, der Innenminister. Ich bin seit 
zehn Monaten Mitglied des Innenausschusses und habe alle Debatten, auch die über 
diesen Fall, mitbekommen. Ich kann mich noch erinnern, dass sich der „leitende Po-
lizist“ – nicht despektierlich – im Ministerium für die Pannen in der Verfolgungsbehör-
de entschuldigt hat.  

Es kann sogar sein, dass Herr Jäger nicht dabei war; ich kann mich nicht erinnern, 
dass er den Terminus gebraucht hat. Ich glaube aber, dass er dahinter steht, auch 
ohne dass er es gesagt hat. Ich glaube nicht, dass der Abteilungsleiter Sachen sagt, 
hinter denen der Minister nicht steht. Das ist also unstrittig.  
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Ich habe aber zum ersten Mal im Vorfeld der heutigen Sitzung gehört, was das für 
Polizeibeamte waren. Das ist doch erst allgemein bekannt geworden, nachdem es im 
Untersuchungsausschuss in Berlin eine Zeugenaussage mit diesem Hinweis gege-
ben hat.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Nein!) 

Solange Sie nicht offen die Wahrheit sagen, wird eben spekuliert. Davon müssen Sie 
ausgehen. Wenn Sie das früher wussten, Frau Schäffer, sind Sie vielleicht im Vertei-
ler der Generalbundesstaatsanwaltschaft. 

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Es ist keine Information an dieses Haus gegangen, welche Polizisten … 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

– Passen Sie mal auf: Es mag vielleicht bei Herrn Putin angehen, dass der sagt, wie 
Oppositionspolitik zu betreiben ist.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Oh!) 

Wir fragen die Landesregierung, und darauf können Sie antworten. Ich bin froh, dass 
es in der Zeitung stand, sonst hätten wir es nie erfahren. Das ist der Unterschied. Wir 
können erst nachhaken, wenn die freie Presse etwas herausbekommen hat.  

Ich erwarte, dass bei diesem informationsfreudigen Minister … 

(Zurufe von Thomas Stotko [SPD]) 

– Herr Stotko, seien Sie mal ruhig, sonst erzähle ich gleich noch etwas vom Hund. 

(Heiterkeit) 

… dass dieser Minister also erfreuliche Dinge rund um die Uhr veröffentlicht, mit un-
angenehmen Dingen aber einfach hinter dem Berg hält. Das ruft uns auf den Plan, 
nachzufragen, was dahintersteckt.  

Ich bin im Übrigen genauso unglücklich über das Untersuchungsausschussgesetz 
des Bundes wie vielleicht Sie. Ich kann mich aber erinnern, dass die SPD unter 
Schenkelklopfen von diesem Gesetz Gebrauch gemacht hat, wonach Bewertungen 
jederzeit vorgenommen werden können, im Gegensatz zum Landesgesetz. Da ist 
das nämlich verboten. 

Da erzählt jeder, was er will. Darunter hat die CDU genauso gelitten wie Sie jetzt viel-
leicht. Lassen Sie uns doch eine Initiative unternehmen, das Bundesgesetz zu än-
dern, damit einmal ein vernünftiger Untersuchungsausschuss arbeiten kann. Aber ich 
glaube, daran haben Sie kein Interesse, solange noch die Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass Sie in der Opposition sind.  

Herr Minister, Sie können gerne den Ausschussvorsitzenden beschimpfen; ich kann 
nur sagen: An anderer Stelle fühle ich mich sehr gut von Ihnen informiert. Wenn Sie 
dann an bestimmten Stellen mauern, dann müssen Sie eben damit rechnen, dass 
nachgefragt wird.  
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Dirk Schatz (PIRATEN): Ich möchte auf eine Sache zurückkommen, die Sie gerade 
erwähnt haben. Das schließt direkt an Herrn Hegemann an.  

Sie pochen immer so darauf, dass nicht bekannt war, wer denn diese Polizisten wa-
ren und dass diese Polizisten erst neun Jahre später vernommen wurden. Ich per-
sönlich kann mir aus der Praxis heraus nur sehr schwer vorstellen, dass die ersten 
Einsatzkräfte vor Ort, selbst wenn sie selbst die Anzeige nicht geschrieben haben, 
nicht aber zumindest einen Bericht zur Anzeige verfasst haben. Gerade bei einem 
solchen Einsatz kann ich mir das nicht vorstellen. 

Dass die Beamten erst neun Jahre später im Zusammenhang mit dem polizeilichen 
Ermittlungsverfahren vernommen wurden, das ist aber auch nicht unüblich. Wenn ein 
Polizist eine Anzeige oder einen Bericht schreibt, dann wird er doch von den Kolle-
gen der Kriminalpolizei nicht noch zusätzlich dazu vernommen. Dann steht der Be-
richt doch schon in den Akten.  

Vernommen wird er erst vor Gericht. Soweit ich weiß, hat hier aber noch kein Ge-
richtsverfahren stattgefunden. Das beginnt erst jetzt, ebenso die Anhörung. Aber im 
polizeilichen Ermittlungsverfahren finden keine offiziellen Vernehmungen der Kolle-
gen vor Ort statt. Das ist mir zumindest so nicht bekannt. 

Minister für Inneres und Kommunales Ralf Jäger: Herr Hegemann, wir sind weit 
davon entfernt, unangenehme Sachen zu verschweigen. Im Gegenteil: Es handelt 
sich gar nicht um eine unangenehme Sache, wenn sich zwei Polizeibeamte bei ei-
nem solchen Anschlag in der Nähe des Tatortes aufhalten.  

Ich ärgere mich deswegen über diesen Vorgang, weil Herr Binninger, der dieses Ge-
rücht in die Welt gesetzt hat, schlicht und einfach nur hätte die Akten lesen müssen. 
Bestandteil der Akten, die dem Untersuchungsausschuss vorliegen, ist unter ande-
rem die Hauptakte des Generalbundesanwaltes. In der Akte des Generalbundesan-
waltes ist selbstverständlich der Ermittlungsstand der Polizeibehörde Köln zum Bom-
benanschlag in der Keupstraße eingeflossen.  

Bestandteil dieser Ermittlungen ist – wie es Herr Schatz gerade sagte – selbstver-
ständlich der Bericht der beiden Polizeibeamten, die als Erste am Tatort waren. Das 
ist dokumentiert; da wird nichts verheimlicht. Man hätte in Berlin lediglich einmal die 
Akten lesen müssen, statt wilde Theorien aufzustellen. Das ist das, was mich ärgert. 

Dass die beiden Beamten im Auftrag des Bundeskriminalamt neun Jahre später noch 
einmal vernommen worden sind, hat damit zu tun, dass Herr Demir – der Zeuge und 
ehemaliger Vorsitzender der Interessengemeinschaft Keupstraße – im November 
letzten Jahres den Medien berichtet hat, es hätte zwei Beamte mit Waffen gegeben.  

Daraufhin hat das Bundeskriminalamt das Polizeipräsidium Köln um Klärung gebe-
ten, ob die Aussagen Herrn Demir mit dem Bericht übereinstimmen, den die beiden 
Beamten damals über die Vorkommnisse am Tatort abgegeben haben. Da gibt es 
große Übereinstimmungen. Das heißt, Herr Demir hat diese beiden Beamten wahr-
genommen, die in der Schanzenstraße in unmittelbarer Nähe des Tatortes – also 
wenige hundert Meter entfernt – Streife gegangen sind. 
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Das ist der Sachverhalt. Da ist nichts verheimlicht worden – ganz im Gegenteil –, 
sondern klar und deutlich alles dokumentiert worden und allen Gremien, die mit die-
sen Fragen beschäftigt sind, zur Verfügung gestellt worden, auch dem Untersu-
chungsausschuss. Man hätte dort nur lesen müssen. 

Herr Hegemann, ich sage Ihnen, was mich noch ärgert. Mich ärgert die Überschrift 
zu dieser Aktuellen Viertelstunde: „NSU-Anschlag in Kölner Keupstraße am 9. Juni 
2004 unter Polizeizeugen?“. Sie nehmen Bezug auf einen ZDF-Bericht, in dem Herr 
Binninger sagt: War es ein gezielter Einsatz in diesem Viertel, weil man vage Hinwei-
se hatte, dass etwas passieren könnte? – Das ärgert mich. Der Untersuchungsaus-
schuss hat eigentlich den Auftrag, die Morde rund um den NSU und die dabei verüb-
ten Anschläge aufzuklären und dem Gesetzgeber Vorschläge zu machen, wie man 
die Sicherheitsarchitektur in Deutschland ändern kann, und nicht, wilde Spekulatio-
nen in die Welt zu setzen. 

Mit dieser Formulierung wird erstens unterstellt, die Polizei habe nicht alles getan, 
diesen Anschlag zu verhindern. Zweitens konfrontiert man die Angehörigen der Op-
fer erneut mit einer wilden Theorie über die eigentlichen Ursachen.  

Die Kritik zielte nicht in Ihre Richtung, Herr Hegemann, sondern in Richtung Ihres 
Parteikollegen in Berlin, der schlicht verantwortungslos handelt, wenn er solche The-
orien in die Welt setzt. 

MR Uwe Reichel-Offermann (MIK): Ich möchte noch einmal deutlich machen, dass 
sich die Beamten nicht direkt am Tatort befanden; sie befanden sich aufgrund einer 
normalen Streifentätigkeit ohne spezifischen Auftrag in der Nähe des Tatortes. Als 
sie von dem Anschlag Kenntnis genommen haben, haben sie das Einsatzfahrzeug 
verlassen und sind zu Fuß in die Keupstraße gelaufen; das liegt ja sehr eng beiei-
nander.  

Wir sind froh, dass die Kollegen so schnell vor Ort waren. Das ist in der Tat ein Ge-
schehen, was bei der Polizei häufig auftritt, dass sich die Streife, die am nächsten 
dran ist, sich direkt zum Tatort begibt. Das ist polizeiliches Alltagsgeschehen. 

Dokumentiert worden ist das noch am Tag des Anschlags, nämlich am 9. Juni 2004, 
und zwar in einem Bericht, den die Beamten zu den Akten gegeben haben. Das 
Ganze war also immer schon bekannt, auch dann schon, als noch das Polizeipräsi-
dium Köln die Ermittlungen in dieser Angelegenheit geführt hat. Mehr gibt es dazu 
eigentlich nicht zu sagen. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Minister Jäger, Ihre Darstellungen machen erneut 
deutlich, dass Sie genau das tun, was Sie häufiger tun: Wir werfen mal wieder ein 
bisschen Dreck nach Berlin.  

Wenn Sie die das Handeln des Obmanns der CDU-Fraktion im Bundestag Herrn 
Binninger als verantwortungslos bezeichnen, dann sagen Sie es ihm doch selber. 
Schreiben Sie ihm einen Brief, in dem Sie genau das machen. 
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(Minister Ralf Jäger [MIK]: Ich schreibe nicht nur, ich sage das auch 
selbst!) 

Auf die Antwort bin ich dann gespannt. Ich bin sicher, Sie trauen sich nicht, diesen 
Brief zu schreiben. Tun Sie es doch einmal! Ich fordere Sie auf: Schreiben Sie diesen 
Brief und fordern Herrn Binninger auf, dazu Stellung zu nehmen. Und dann veröffent-
lichen Sie das Ganze. Dann werden wir feststellen, was verantwortungslos war und 
was nicht.  

Was Sie jetzt machen, ist nichts anderes, als jemanden zu beschimpfen, der nicht 
hier ist. Derjenige kann sich nicht wehren, und wir verfügen leider nicht über seine In-
formationen, sonst könnten wir reagieren. Was Sie machen, ist billig. Schreiben Sie 
ihm, und dann unterhalten wir uns gerne über die Antwort. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit 
kann ich die Aktuelle Viertelstunde beenden, und wir können in die Tagesordnung 
eintreten. 
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Herrn 
Vorsitzenden des Innenausschusses 
Daniel Sieveke MdL 
 
- im Hause - 
 
nachrichtlich: Herrn Norbert Krause, Ausschussassistent 
 
 
 
 
Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des Innenausschusses 
am 11. April 2013 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
im Namen der CDU-Fraktion beantrage ich, zu Beginn der o.g. Sitzung eine Aktuelle 
Viertelstunde zu der Frage 
 
„NSU-Anschlag in der Kölner Keupstraße am 9. Juni 2004 unter Polizeizeugen?“ 

 
abzuhalten. 
 
Wie die ZDF-Sendung „heute journal“ am 07.04.2013 berichtete, soll ein Zeuge unmit-
telbar nach dem Nagelbombenattentat des NSU im Jahr 2004 in der Kölner Keupstraße 
zwei Polizeibeamte am Tatort beobachtet haben. Dies habe das nordrhein-westfälische 
Innenministerium dem ZDF gegenüber schriftlich bestätigt. In dem Schreiben des In-
nenministeriums würden die beiden Polizeibeamten jeweils mit Name und Dienstgrad 
benannt. Der Bericht des „heute journal“ wirft die Frage auf, ob die beiden Polizeibeam-
ten sich zur Tatzeit lediglich routinemäßig in der Keupstraße aufhielten oder ob es sich 
um einen gezielten, anlassbezogenen Einsatz handelte, weil der Polizei möglicherweise 
Hinweise darüber vorlagen, dass etwas passieren könne. Für Letzteres spricht der Um-
stand, dass es sich bei einem der beiden Beamten um einen Polizeihauptkommissar 
handeln soll, obwohl Polizeihauptkommissare üblicherweise keinen Streifendienst ver-
sehen. 
 
Ein dringendes parlamentarisches Interesse an dem Vorfall ergibt sich bereits aufgrund 
der Tatsache, dass der Innenausschuss des Landtags sich auf Antrag der CDU-
Fraktion bereits am 29.11.2012 in Rahmen einer Sondersitzung mit dem NSU-Anschlag 
in der Keupstraße beschäftigt hatte, in der die Anwesenheit zweier Polizeibeamten am 
Tatort seitens des Innenministeriums nicht erwähnt wurde (siehe dazu das Aus-
schussprotokoll APr 16/103 vom 29.11.2012). 
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Mit freundlichen Grüßen 

 
Theo Kruse MdL 
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